
Die Neuerertfitigkeit ist Ausdruck der Entwicklung der 
produktiven Kräfte der Gesellschaft und der Entwick­
lung der sozialistischen Produktionsverhältnisse.
Die technisch-schöpferische Tätigkeit der Neuerer ist 
vor allem auf die Verbesserung und Neuentwicklung 
der Produktionsinstrumente und -verfahren, auf die 
Verbesserung der Technologie und der Erzeugnisse 
sowie auf die Vervollkommnung der Arbeitsorgani­
sation gerichtet. Durch ihre Neuerungen (Erfindungen, 
Neuerermethoden und Neuerervorschläge) üben die 
Werktätigen Kritik am unzulänglichen Alten und 
zeigen die Wege und Mittel zur Weiterentwicklung der 
Produktion. Sie nehmen aktiv an der Durchsetzung der 
von ihnen geschaffenen neuen Technik teil. Die Neue­
rer wirken also maßgeblich an der Planung und Lei­
tung des Produktionsprozesses mit. Die Neuerertätig­
keit ist damit lebendiger Ausdruck der sozialistischen 
Demokratie.
Die Mitarbeit der Werktätigen in der Neuererbewegung 
trägt maßgeblich zur Herausbildung des Menschen der 
sozialistischen Gesellschaft bei. In der sozialistischen 
Gemeinschaftsarbeit verschmilzt die technisch-schöpfe­
rische Arbeit immer mehr mit der politisch-ideolo­
gischen sowie der fachlichen Qualifizierung, so daß sich 
die Werktätigen zu allseitig gebildeten Persönlichkeiten 
entwickeln, die mehr und mehr bewußt im Interesse 
der Gesellschaft tätig werden.
Die in zunehmendem Maße bewußt schöpferischen, zu­
sätzlichen Leistungen der Neuerer sind gleichzeitig ein 
sichtbarer Ausdruck der sich entwickelnden Triebkräfte 
der ökonomischen und damit auch der gesellschaft­
lichen Entwicklung, die Walter Ulb r i e b t  als die 
„vollständige Übereinstimmung zwischen den gesell­
schaftlichen Erfordernissen und den materiellen Inter­
essen der Individuen, Kollektive und Gruppen ..., die 
auch im ökonomischen Grundgesetz des Sozialismus 
ihren Ausdruck findet“3, gekennzeichnet hat 
Das Neuererrecht regelt insbesondere diejenigen gesell­
schaftlichen Verhältnisse, die im Zusammenhang mit 
der planmäßigen Erarbeitung technisch-schöpferischer 
Aufgaben, mit der Heranführung der Werktätigen an 
die Lösung dieser Aufgaben, vor allem in sozialistischer 
Gemeinschaftsarbeit, mit der Realisierung und umfas­
senden Durchsetzung der Neuerungen und mit der An­
erkennung der Leistungen der Neuerer zwischen dem 
Neuerer und seinem Betrieb entstehen. Die bewußte 
Durchsetzung des Neuererrechts trägt daher maßgeblich 
dazu bei, die sozialistische Produktion zu vervollkomm­
nen und wedterzuentwickeln, die sozialistische Demo­
kratie zu entwickeln, den Menschen der sozialistischen 
Gesellschaft herauszubilden sowie das neue ökonomische 
System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft 
zu verwirklichen.

Hauptmängel der alten Rechtsnormen
Die alten gesetzlichen Bestimmungen auf dem Gebiet 
der Neuererbewegung aus dem Jahre 1953 konnten 
diese Aufgaben seit geraumer Zeit nicht mehr erfüllen. 
Sie entsprachen vor allem nicht mehr den neuen For­
men und Methoden der Neuerertätigkeit sowie der 
erreichten höheren Qualität der Leitungstätigkeit der 
Staats- und Wirtschaftsorgane. Die alten Rechtsnormen 
wirkten auf die Entwicklung der Produktivkräfte und 
der sozialistischen Produktionsverhältnisse eher hem­
mend als fördernd. Um das deutlich zu machen, sollen 
hier einige Hauptmängel der bisherigen Regelung 
dargelegt werden:
a) Die VO über das Erfindungs- und Vorschlagswesen 
in der volkseigenen Wirtschaft vom 6. Februar 1953 
(GBl. S. 293) legte die Verantwortung der staatlichen
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Leiter für die Förderung und Lenkung der Neuerer­
bewegung, insbesondere für
— die zielgerichtete Orientierung der Neuerer auf die 

Lösung der Schwerpunktaufgaben der technisch­
ökonomischen Entwicklung,

— die schnelle Beurteilung, planmäßige Realisierung 
und umfassende Durchsetzung der Neuerungen,

— die Förderung und Lenkung der kollektiven Neue­
rertätigkeit,

— die Einbeziehung der Zielsetzungen der Neuerer­
bewegung in den sozialistischen Wettbewerb

nicht exakt fest. Die Leiter haben die Förderung und 
Lenkung der Neuererbewegung oft allein dem BfN 
überlassen. Deshalb hat sich in einer Reihe von Be­
trieben die Neuererbewegung spontan und losgelöst von 
der Planung und Leitung der ökonomischen Prozesse 
entwickelt. Auch die grundlegenden Recht? der gesell­
schaftlichen Organisationen bei der Förderung und 
Lenkung der Neuererbewegung waren in der Verord­
nung nicht enthalten.
b) Diese Verordnung enthielt auch nicht die grund­
legenden Rechte und Pflichten der Neuerer, die sich aus 
der Stellung der Neuerer in der sozialistischen Gesell­
schaft und der Bedeutung ihrer technisch-schöpferischen 
Arbeit ergeben, wie das Recht auf Teilnahme der Neue­
rer an der Planung der Neuereraufgaben, das Recht 
auf unverzügliche Beurteilung ihrer Neuerungen und 
auf Teilnahme an der Beurteilung, das Recht auf plan­
mäßige Realisierung und auf Teilnahme an der Reali­
sierung.
c) Das Recht orientierte die Neuerer nicht auf die 
Lösung von technisch-ökonomischen Schwerpunktauf­
gaben, insbesondere des Planes Neue Technik. Obwohl 
in vielen Betrieben bereits seit einigen Jahren Themen­
pläne für die Neuerer ausgearbeitet und die Neuerer 
für die Lösung der darin gestellten Aufgaben gewon­
nen wurden, war dieses gesellschaftliche Erfordernis 
rechtlich nicht gestaltet.
d) Das in der 4. DB vom 13. August 1954 zur VO über 
das Erfindungs- und Vorschlagswesen in der volks­
eigenen Wirtschaft (GBl. S. 738) geregelte Ingenieur- 
Konto war nicht mehr geeignet, die Neuererbewegung 
weiterzuentwickeln. Es orientierte die Neuerer nicht 
auf die Übernahme betrieblicher oder überbetrieblicher 
Schwerpunktaufgaben und deren Lösung in sozialisti­
scher Gemeinschaftsarbeit, die die Hauptform der 
Neuerertätigkeit sein muß. Das Ingenieur-Konto orien­
tierte auch nicht darauf, daß die Neuerer ihre Neue­
rungen selbst realisierten oder an der Realisierung 
teilnahmen.
e) Das in der 2. DB vom 6. Februar 1953 zur alten Ver­
ordnung (GBl. S. 297) geregelte Vergütungssystem war 
insgesamt nicht mehr dazu geeignet, das Prinzip der 
materiellen Interessiertheit als ökonomischen Hebel zur 
Sicherung der objektiven Übereinstimmung zwischen 
den gesellschaftlichen Erfordernissen und den persön­
lichen materiellen Interessen der Werktätigen anzu­
wenden und die Übereinstimmung den Werktätigen 
ständig bewußt zu machen. So führte z. B. die unter­
schiedliche Vergütung von Produktionsrationalisierun­
gen und technischen Vervollkommnungen überwiegend 
zu langwierigen Streitigkeiten über die Klassifizie­
rung der Vorschläge, da es sich in der Mehrzahl um 
Grenzfälle handelte. Die doppelte Höhe der Vergütung 
für technische Vervollkommnungen war daher nicht 
gerechtfertigt, zum Teil sogar willkürlich. Auch die 
laufende Vergütung an Patentinhaber entsprach nicht 
mehr den gesellschaftlichen Erfordernissen. Sie inter­
essierte die Erfinder nicht genügend daran, ihre Erfin­
dungen weiterzuentwickeln und die neueste Technik 
einzuführen, sondern orientierte eher auf ein möglichst
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